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Künftig werden in allen globalenWertschöpfungsketten Unternehmensregeln für die Achtung der Menschenrechte und der Um-

welt verankert (vgl. PM EU-Kommission – Vertretung in Deutschland vom 14.12.2023). Ausgenommen von den neuen Nachhal-

tigkeitspflichten seien kleine und mittlere Unternehmen (KMU). Darauf haben sich Unterhändler von Europäischem Parlament

undMitgliedstaaten geeinigt. Die EU-Kommission hatte die Richtlinie über Nachhaltigkeitspflichten von Unternehmen im Febru-

ar 2022 vorgeschlagen. Der Vorschlag zielte darauf ab, nachhaltiges und verantwortungsbewusstes Verhalten von Unternehmen

in allen globalen Wertschöpfungsketten zu fördern. Große Unternehmen müssten nachteilige Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf

die Menschenrechte, wie Kinderarbeit und Ausbeutung von Arbeitnehmern, und auf die Umwelt, wie Umweltverschmutzung

und Verlust der biologischen Vielfalt, ermitteln und erforderlichenfalls verhindern, beenden oder abmildern. Die neuen Sorgfalts-

pflichten gelten für: (1) EU-Gesellschaften mit beschränkter Haftung von erheblicher Größe und Wirtschaftskraft, d. h. mit mehr

als 500 Beschäftigten und einemweltweiten Nettoumsatz vonmehr als 150 Millionen Euro, (2) EU-Gesellschaftenmit beschränk-

ter Haftung, die in bestimmten Branchen mit hohem Schadenspotential tätig sind, mit mehr als 250 Beschäftigten und einem

weltweiten Nettoumsatz von 40 Millionen Euro und (3) Nicht-EU-Unternehmen, die die oben genannten Schwellenwerte erfüllen

und ihren Umsatz in der EU erzielen. KMU fallen nicht in den Anwendungsbereich der neuen Richtlinie. Vgl. hierzu auch die Mel-

dungen in diesem Wochenüberblick, BB 2024, 2 und im Wochenüberblick Bilanzrecht und Betriebswirtschaft, BB 2024, 42 (in

diesemHeft) sowie Schäfer, Die Erste Seite, BB Heft 3/2024 (im nächsten Heft).

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Befürchtung eines möglichen Miss-

brauchs personenbezogener Daten kann

für sich genommen einen immateriellen

Schaden darstellen

1. Die Art. 24 und 32 der Verordnung (EU) 2016/

679 des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Perso-

nen bei der VerarbeitungpersonenbezogenerDa-

ten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung

der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundver-

ordnung) sind dahin auszulegen, dass eine unbe-

fugte Offenlegung von bzw. ein unbefugter Zu-

gangzupersonenbezogenenDatendurch„Dritte“

imSinnevonArt. 4Nr. 10dieserVerordnungallein

nicht ausreicht, um anzunehmen, dass die techni-

schenundorganisatorischenMaßnahmen,dieder

für die betreffende Verarbeitung Verantwortliche

getroffen hat, nicht „geeignet“ im Sinne der

Art. 24und32dieserVerordnungwaren.

2. Art. 32 der Verordnung 2016/679 ist dahin

auszulegen, dass die Geeignetheit der vom Ver-

antwortlichen nach diesem Artikel getroffenen

technischen und organisatorischen Maßnahmen

von den nationalen Gerichten konkret zu beur-

teilen ist, wobei die mit der betreffenden Verar-

beitung verbundenen Risiken zu berücksichti-

gen sind und zu beurteilen ist, ob Art, Inhalt und

Umsetzung dieser Maßnahmen diesen Risiken

angemessen sind.

3. Der in Art. 5 Abs. 2 der Verordnung 2016/679

formulierte und in Art. 24 dieser Verordnung

konkretisierte Grundsatz der Rechenschafts-

pflicht des Verantwortlichen ist dahin auszule-

gen, dass im Rahmen einer auf Art. 82 der Ver-

ordnung gestützten Schadenersatzklage der für

die betreffende Verarbeitung Verantwortliche

die Beweislast dafür trägt, dass die von ihm ge-

troffenen Sicherheitsmaßnahmen im Sinne von

Art. 32 dieser Verordnung geeignet waren.

4. Art. 32 der Verordnung 2016/679 und der uni-

onsrechtliche Effektivitätsgrundsatz sind dahin

auszulegen,dass fürdieBeurteilungderGeeignet-

heit der Sicherheitsmaßnahmen, die der Verant-

wortliche nach diesem Artikel getroffen hat, ein

gerichtliches Sachverständigengutachten kein

generell notwendiges und ausreichendes Beweis-

mittel seinkann.

5. Art. 82 Abs. 3 der Verordnung 2016/679 ist da-

hin auszulegen, dass der Verantwortliche von sei-

ner nach Art. 82 Abs. 1 und 2 dieser Verordnung

bestehenden Pflicht zum Ersatz des einer Person

entstandenen Schadens nicht allein deshalb be-

freit werden kann, weil dieser Schaden die Folge

einer unbefugten Offenlegung von bzw. eines

unbefugten Zugangs zu personenbezogenen

Daten durch „Dritte“ im Sinne von Art. 4 Nr. 10

dieser Verordnung ist, wobei der Verantwortliche

dann nachweisen muss, dass er in keinerlei Hin-

sicht für den Umstand, durch den der betreffen-

de Schaden eingetreten ist, verantwortlich ist.

6. Art. 82 Abs. 1 der Verordnung 2016/679 ist

dahin auszulegen, dass allein der Umstand, dass

eine betroffene Person infolge eines Verstoßes

gegen diese Verordnung befürchtet, dass ihre

personenbezogenen Daten durch Dritte miss-

bräuchlich verwendet werden könnten, einen

„immateriellen Schaden“ im Sinne dieser Be-

stimmung darstellen kann.

EuGH, Urteil vom 14.12.2023 – C-340/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Kein Widerrufsrecht eines Verbrau-

chers bei Abschluss eines Kfz-Leasingver-

trags ohne Kaufverpflichtung

Der EuGH entschied, dass einem Verbraucher,

der einen Leasingvertrag über ein nach seinen

Vorgaben bestelltes Fahrzeug schließt, auf der

Grundlage des Unionsrechts kein Widerrufsrecht

zusteht, wenn er nach dem Vertrag nicht ver-

pflichtet ist, das Fahrzeug am Ende der Leasing-

periode zu kaufen. Dies gilt auch dann, wenn

der Vertrag im Fernabsatz oder außerhalb von

Geschäftsräumen geschlossen wurde.

InBezug auf die Kreditverträge stellt der EuGH fest,

dass die in solchen Verträgen vorgeseheneWider-

rufsfrist von 14 Tagen nicht zu laufen beginnt,

wenn die Informationen, die der Unternehmer bei

Vertragsschluss erteilen muss, unvollständig oder

fehlerhaftwarenundwennsichdies aufdieBefähi-

gungdesVerbrauchers, denUmfang seiner Rechte

und Pflichten einzuschätzen, und auf seine Ent-

scheidung, den Vertrag zu schließen, ausgewirkt

hat. In einem solchen Fall kann die Ausübung des

Widerrufsrechts nachAblauf der Frist von14 Tagen

keinesfalls als missbräuchlich angesehen werden,

auch wenn dies lange nach Vertragsschluss ge-

schieht. SobaldderKreditvertragvollständigerfüllt

wurde, kannderVerbraucherhingegennichtmehr

von seinem Widerrufsrecht Gebrauch machen.

EuGH, Urteil vom 21.12.2023 – C-38/21, C-47/21

und C-232/21

(EuGH, PM Nr. 201/23 vom 21.12.2023)

BGH: Selbständige Beweisverfahren als Ge-

schäftsgeheimnisstreitsachen i. S. d. § 16

Abs. 1 GeschGehG

a) Unter die Geschäftsgeheimnisstreitsachen im

Sinn des § 16 Abs. 1 GeschGehG fallen auch

selbständige Beweisverfahren.

b) Soweit § 20 Abs. 5 Satz 4 GeschGehG die An-

fechtbarkeit von Anordnungen nach § 16 Abs. 1

und § 19 Abs. 1 GeschGehG beschränkt, gilt dies

nicht für in einem selbständigen Beweisverfah-

ren ergangene Anordnungen. Insbesondere

kann ein dem selbständigen Beweisverfahren

eventuell nachfolgendes Klageverfahren nicht

als Hauptsache im Sinn des § 20 Abs. 5 Satz 4

GeschGehG zu dem selbständigen Beweisverfah-

ren angesehen werden.
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